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Antrag 

der Abgeordneten Holger Grießhammer, Arif Taşdelen, Christiane Feichtmeier, 
Volkmar Halbleib, Anna Rasehorn, Doris Rauscher, Markus Rinderspacher, Ruth 
Müller, Dr. Simone Strohmayr, Horst Arnold, Martina Fehlner, Harry 
Scheuenstuhl, Nicole Bäumler, Florian von Brunn, Sabine Gross, Ruth 
Waldmann, Katja Weitzel SPD 

Starkes Bayern – Attraktiver öffentlicher Dienst! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag stellt fest: 

1. Ein attraktiver öffentlicher Dienst ist das Fundament einer funktionierenden Demo-
kratie. In Bayern erbringen täglich über 776 Tsd. Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes beim Freistaat und in den Kommunen qualifizierte Arbeit in allen Bereichen 
des gesellschaftlichen Lebens. Sie sind es, die unsere Demokratie mit Leben füllen 
und den Rechtsstaat für die Bürgerinnen und Bürger erlebbar machen. 

2. Statt pauschal Stellen zu streichen und bewährte Arbeitsmodelle zu demontieren, 
wie von Ministerpräsident Dr. Markus Söder angekündigt, muss Bayern im Wettbe-
werb um die besten Köpfe mit attraktiven Arbeitsbedingungen punkten. Die Anhö-
rung „Öffentlicher Dienst – Nachwuchsinitiative Bayern 2040“ im Ausschuss für Fra-
gen des öffentlichen Dienstes im März 2025 hat den Weg aufgezeigt – er muss 
konsequent beschritten, statt durch kurzsichtige Sparmaßnahmen verbaut zu wer-
den. 

Die Staatsregierung wird deshalb aufgefordert, konstruktiv für die Zukunftsfähigkeit des 
Freistaates zu arbeiten. Im Einzelnen bedeutet das: 

1. Rücknahme der pauschalen Stellenabbaupläne und Entwicklung einer bedarfsori-
entierten Personalplanung 

2. Beibehaltung der bewährten Teilzeitregelungen und Fokussierung auf freiwillige Lö-
sungen 

3. Realisierung einer umfassenden „Nachwuchsinitiative Bayern 2040“, damit der Frei-
staat im Wettbewerb um die besten Köpfe bestehen kann 

4. Aufnahme eines echten Dialogs mit Gewerkschaften und Beamtenbund statt ein-
seitiger Entscheidungen 

5. Erhöhung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes insgesamt und Verzicht auf Ver-
schlechterungen 

 

 

Begründung: 

Erforderlich ist ein klares Stopp-Signal des Landtags: Bereits am 23. Juli 2025 titelte 
der Münchener Merkur: „Söder plant weniger Homeoffice und längere Arbeitszeiten in 
Bayern.“ Anlässlich der CSU-Klausur in Kloster Banz legte der Ministerpräsident 
Dr. Markus Söder jetzt nochmal nach. Dazu der BR am 24.September 2025: „Söder ist 
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insbesondere die hohe Teilzeitquote bei Lehrerinnen und Lehrern ein Dorn im Auge.“ 
Darüber hinaus ist ein Abbau von 10 000 Stellen bis 2040 vorgesehen Die jüngsten 
Ankündigungen von Ministerpräsident Dr. Markus Söder sind geradezu fatal für die Zu-
kunftsfähigkeit Bayerns. Sie stehen im krassen Widerspruch zu den Erkenntnissen der 
Anhörung „Öffentlicher Dienst – Nachwuchsinitiative Bayern 2040“ und gefährden die 
dringend notwendige Nachwuchsgewinnung. 

Widerspruch zur Bundespolitik: Die angekündigten Pläne stehen auch im Widerspruch 
zum aktuellen Koalitionsvertrag „Verantwortung für Deutschland“ zwischen CDU, CSU 
und SPD, in dem unter der Überschrift „Öffentlichen Dienst attraktiver machen“ explizit 
„flexiblere Arbeitszeitmodelle“ und „bessere Möglichkeiten für Führen in Teilzeit“ fest-
gelegt sind. 

Demografische Herausforderung erfordert moderne Personalpolitik: Der öffentliche 
Dienst in Bayern steht vor einer der größten demografischen Herausforderungen seiner 
Geschichte. Bis zum Jahr 2040 wird ein erheblicher Teil der derzeit Beschäftigten – 
insbesondere aus der Generation der „Babyboomer“ – in den Ruhestand treten. Gleich-
zeitig sinkt aufgrund des demografischen Wandels die Zahl junger Menschen, die dem 
Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. Dies führt zu einem verschärften Wettbewerb um 
qualifizierte Nachwuchskräfte zwischen öffentlichem Dienst und Privatwirtschaft. In die-
ser Situation ist es fahrlässig, bewährte Instrumente der Personalgewinnung und -bin-
dung wie flexible Arbeitsmodelle zu demontieren. 

Warnung aus der bayerischen Vergangenheit: Die Geschichte sollte zur Vorsicht mah-
nen. Der Staatshaushalt 2004 unter Ministerpräsident Edmund Stoiber mit seinen mas-
siven Einschnitten wurde zu einem politischen Desaster. Besonders die Maßnahmen 
im öffentlichen Dienst – wie die Erhöhung der Arbeitszeit von 40 auf 42 Stunden für 
Beamtinnen und Beamte ohne Besoldungsausgleich – führten zu erheblichen Protesten 
und beschädigten das Verhältnis zwischen Staat und seinen Beschäftigten nachhaltig. 
Diese Politik der Verschlechterung der Arbeitsbedingungen kostete Ministerpräsident 
Edmund Stoiber letztendlich 2007 das Amt – und das trotz einer Zweidrittelmehrheit der 
CSU im Landtag nach der Landtagswahl 2003. 

Der öffentliche Dienst als gesellschaftlicher Grundpfeiler: Er leistet täglich qualifizierte 
Arbeit in Bildung, Sicherheit, Infrastruktur und Verwaltung für die Menschen und damit 
insgesamt für den Standort Bayern und die Demokratie in Bayern. Der Freistaat braucht 
einen starken öffentlichen Dienst! 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Fragen des öffentlichen Dienstes 

Antrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Arif Taşdelen, 
Christiane Feichtmeier u.a. SPD 
Drs. 19/8369 

Starkes Bayern - Attraktiver öffentlicher Dienst! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Arif Taşdelen 
Mitberichterstatterin: Martina Gießübel 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes feder-
führend zugewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat 
den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 26. Sitzung am  
28. Oktober 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Antrag in seiner 
79. Sitzung am 26. November 2025 mitberaten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Dr. Martin Brunnhuber 
Vorsitzender 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann



Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gem. § 

59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Vorab ist über den Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER und der Abgeordneten der 

CSU-Fraktion betreffend "Sommermärchen reloaded: Für eine Ausrichtung der Fuß-

ball-Europameisterschaft der Frauen 2029 in Deutschland und Bayern" auf Drucksa-

che 19/8678 gesondert abzustimmen. Der federführende Ausschuss für Kommunale 

Fragen, Innere Sicherheit und Sport hat einstimmig Zustimmung empfohlen. Da die 

Entscheidung über die Fußball-Europameisterschaft der Frauen jedoch inzwischen 

gefallen ist und diese 2029 in Deutschland stattfindet, ist auf Antrag der Antragsteller 

der Antrag für erledigt zu erklären.

Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist so bei den 

Fraktionen der GRÜNEN, der SPD, der FREIEN WÄHLER, der CSU und der AfD. 

Gegenstimmen? – Liegen wohl nicht vor. Enthaltungen? – Auch nicht. Das ist somit 

beschlossen. Der Antrag ist hiermit für erledigt erklärt worden.

Nun kommen wir zur Gesamtabstimmung über die Verfassungsstreitigkeiten, Europa-

angelegenheiten und die verbleibenden Anträge. Hinsichtlich der jeweiligen Abstim-

mungsgrundlage mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die endgülti-

ge Abstimmungsliste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens beziehungsweise des jewei-

ligen Abstimmungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimm-

liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. 

Gegenstimmen? – Liegen nicht vor. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Damit über-

nimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
65. Plenum, 09.12.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 1
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte noch darauf hinweisen, dass unter den 

Tagesordnungspunkten 4 bis 6 wieder drei Wahlen mit Namenskarte und Stimmzettel 

stattfinden. Ich bitte Sie, die Stimmkartentasche rechtzeitig aus den Postfächern vor 

dem Plenarsaal abzuholen.

Protokollauszug
65. Plenum, 09.12.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 2



Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der 
Abstimmung über die nicht einzeln zu beratenden 
Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und 
Anträge zugrunde gelegt wurden (Tagesordnungspunkt 2) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen 
  oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

Verfassungsstreitigkeiten 

1. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 20. Oktober 2025  
(Vf. 15-VII-25) betreffend 
Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
des Art. 82 Abs. 5 Nr. 6 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. August 2007  
(GVBI. S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch die §§ 4 und 5 des Gesetzes 
vom 25. Juli 2025 (GVBI. S. 254) geändert worden ist 
 
PII-3001-2-39 
Drs. 19/9200 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 
 
I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 
II. Die Klage ist unzulässig, jedenfalls aber unbegründet. 
III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete Dr. Alexander Dietrich 
 bestellt. 
 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 
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2. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 27. Oktober 2025 
(Vf. 16-VII-25) betreffend 
Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 19 „Sondergebiet 
Abfallverwertung Niernsdorf“ der Gemeinde Hohenkammer vom ? 
(beschlossen am 23. Juni 2020) 
 
PII-3001-2-41 
Drs. 19/9201 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 
 
Der Landtag beteiligt sich nicht am Verfahren. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 

Europaangelegenheiten 

3. Nichtlegislatives Vorhaben der Europäischen Union 
 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat,  
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss  
und den Ausschuss der Regionen-EU-Bevorratungsstrategie:  
Stärkung der materiellen Krisenvorsorge der EU 
COM(2025) 528 final 
BR-Drs. 345/25  
Drs. 19/8420, 19/9149 (E) [X] 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Landtag nimmt das Vorhaben zur Kenntnis und bittet um 
Berücksichtigung der auf Drs. 19/9149 veröffentlichten Bedenken im 
weiteren Verfahren. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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4. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Sport, Jugend 
Eine strategische Vision für den Sport in Europa: Stärkung des 
europäischen Sportmodells 
15.09.2025 - 08.12.2025 
Drs. 19/8423, 19/9150 (E) [X] 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag gibt im Konsultationsverfahren die auf 
Drs. 19/9150 veröffentlichte Stellungnahme ab. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

5. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Inneres 
Europäische Grenz- und Küstenwache –  
Aktualisierung der EU-Vorschriften 
21.08.2025 - 27.11.2025 
Drs. 19/8525, 19/9151 (G) [X] 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag nimmt das Konsultationsverfahren zum Anlass, 
die auf Drs. 19/9151 veröffentlichte Stellungnahme abzugeben. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A A 
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6. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Wettbewerb 
Vorschriften über staatliche Beihilfen für den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk – Evaluierung 
15.10.2025 - 14.01.2026 
Drs. 19/8685, 19/9206 (ENTH) [X] 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag nimmt das Konsultationsverfahren zum Anlass, 
die auf Drs. 19/9206 veröffentlichte Stellungnahme abzugeben. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 

7. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Beschäftigung und Soziales, Forschung und Innovation, Binnenmarkt 
Rechtsakt über den Europäischen Forschungsraum 
13.10.2025 - 05.01.2026 
Drs. 19/8686, 19/9197 (E) [X] 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag nimmt das Konsultationsverfahren zum Anlass, 
die auf Drs. 19/9197 veröffentlichte Stellungnahme abzugeben. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ohne Z Z 

Die AfD-Fraktion hat beantragt, das Votum „Zustimmung“ zugrunde zu 

legen. 
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8. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Binnenmarkt 
Konsultation zu EU-Vorschriften für die Vergabe  
öffentlicher Aufträge – Überarbeitung 
03.11.2025 - 26.01.2026 
Drs. 19/8818, 19/9198 (ENTH) [X] 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag nimmt das Konsultationsverfahren zum Anlass, 
die auf Drs. 19/9198 veröffentlichte Stellungnahme abzugeben. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 

9. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 
Sondierung: Ökologische/biologische Produktion –  
gezielte Aktualisierungen und Vereinfachung  
21.10.2025 - 18.11.2025 
Drs. 19/8819, 19/9122 (E) [X] 
 
Votum des endberatenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Der Bayerische Landtag nimmt das Konsultationsverfahren zum Anlass, 
die auf Drs. 19/9122 veröffentlichte Stellungnahme abzugeben. 
 
Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss 
der Regionen und den Deutschen Bundestag übermittelt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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Anträge 

10. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Paul Knoblach u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bericht zu Notfallzulassungen von Insektiziden gegen die Schilf-
Glasflügelzikade in Bayern – Risiken, Monitoring und Alternativen 
Drs. 19/7353, 19/9054 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 

11. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Andreas Hanna-Krahl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Schutz durch Sichtbarkeit – Gewalt gegen medizinisches Personal 
erkennen und begegnen – Fachgespräch zum Handlungsbedarf  
Drs. 19/7465, 19/9184 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 

12. Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Ralf Stadler,  
Harald Meußgeier und Fraktion (AfD) 
Berichtsantrag zu den Perspektiven des Anlagenbestands 
landwirtschaftlicher Betriebe im Bereich Biogas und Biomethan 
Drs. 19/7628, 19/9055 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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13. Antrag der Abgeordneten Harald Meußgeier, Gerd Mannes, 
Christin Gmelch und Fraktion (AfD) 
Biodiversität stärken I: Waldbeweidung fördern! 
Drs. 19/7798, 19/9056 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

14. Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Harald Meußgeier, 
Christin Gmelch und Fraktion (AfD) 
Aufklärung über Auswirkungen der Vorgaben zu Gewässerrandstreifen  
Drs. 19/7807, 19/9057 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

15. Antrag der Abgeordneten Ralf Stadler, Harald Meußgeier,  
Gerd Mannes und Fraktion (AfD) 
Landwirte bei artgerechten Schlachtmethoden stärker unterstützen: 
Überregionales Siegel „Stressfreie Schlachtung“ einführen! 
Drs. 19/7841, 19/9058 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

16. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Förderung für das „Modellprojekt Äthiopische Fachkräfte  
für den bayerischen Arbeitsmarkt“ einstellen 
Drs. 19/7931, 19/9190 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode Anlage 1
zur 65. Vollsitzung am 9. Dezember 2025



 

17. Antrag der Abgeordneten Ralf Stadler, Gerd Mannes,  
Harald Meußgeier und Fraktion (AfD) 
Expertenanhörung zur Wettbewerbsfähigkeit  
der bayerischen kleinbäuerlichen Landwirtschaft 
Drs. 19/8106, 19/9059 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

18. Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Elena Roon,  
Franz Schmid u.a. und Fraktion (AfD) 
Expertenanhörung zur Zunahme von Entwicklungsstörungen  
und Verhaltensauffälligkeiten bei Kindern in Bayern: Ursachen, 
Bundesdurchschnitt und Wirksamkeit von Maßnahmen 
Drs. 19/8205, 19/9127 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

19. Antrag der Abgeordneten Ralf Stadler, Gerd Mannes,  
Johannes Meier und Fraktion (AfD) 
„Urlaub dahoam“ – Vergünstigungen für einheimische Besucher  
statt neuer Abgaben 
Drs. 19/8211, 19/9060 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

20. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier u.a. und Fraktion (AfD) 
Situation, Förderung und Ausbau kommerzieller  
familienorientierter Freizeit- und Bildungszentren in Bayern 
Drs. 19/8238, 19/9135 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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21. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier und Fraktion (AfD) 
Systematische Beobachtung guter Praxis und Leistungsvergleiche  
zur Stärkung von Bürokratieabbau und Verwaltungsmodernisierung  
in Bayern 
Drs. 19/8239, 19/9137 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

22. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Paul Knoblach u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Einführung einer verbindlichen Haltungsverordnung für Milchkühe 
Drs. 19/8242, 19/9061 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

23. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Dieter Arnold,  
Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Restriktive Einbürgerungspraxis in Bayern – Schutz der 
Staatsangehörigkeit durch Transparenz und strenge Prüfung 
Drs. 19/8246, 19/9124 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

24. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Die Förderung von Projekten in Tunesien an die  
Rücknahmebereitschaft für eigene Staatsbürger knüpfen 
Drs. 19/8249, 19/9189 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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25. Antrag der Abgeordneten Ruth Müller, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Verbraucherinnen und Verbraucher vor gepanschtem Honig schützen – 
regionale Imkerei stärken 
Drs. 19/8275, 19/9128 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

26. Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Bayernweite Verbleibstudie für Pflegeauszubildende und Pflegefachkräfte 
– Evidenzbasierte Grundlagen für die  
Pflegepolitik schaffen 
Drs. 19/8282, 19/9185 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH A Z 

27. Antrag der Abgeordneten Holger Grießhammer,  
Arif Taşdelen, Christiane Feichtmeier u.a. SPD 
Starkes Bayern – Attraktiver öffentlicher Dienst! 
Drs. 19/8369, 19/9181 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

28. Antrag der Abgeordneten Harry Scheuenstuhl,  
Christiane Feichtmeier, Holger Grießhammer u.a. SPD 
Kommunen stärken: Nachhaltige Verbesserung der Finanzen  
für unsere Gemeinden, Städte, Landkreise und Bezirke 
Drs. 19/8370, 19/9129 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode Anlage 1
zur 65. Vollsitzung am 9. Dezember 2025



 

29. Antrag der Abgeordneten Harald Meußgeier,  
Christin Gmelch, Gerd Mannes und Fraktion (AfD) 
Ausbreitung von Waschbären in Bayern 
Drs. 19/8371, 19/9130 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

30. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Laura Weber u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Hotspots frühzeitig identifizieren – Systematisches Monitoring  
für Böden, Gewässer und Trinkwasser auf Belastung  
mit PFAS und anderen Ewigkeitschemikalien 
Drs. 19/8380, 19/9131 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

31. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Paul Knoblach u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Keine Langstreckentransporte von Schlachthennen –  
tiergerechte Schlachtstätten in Bayern 
Drs. 19/8381, 19/9132 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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32. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Zwanziger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Seilbahnförderprogramm den Anforderungen  
eines nachhaltigen Tourismus anpassen 
Drs. 19/8382, 19/9062 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

33. Antrag der Abgeordneten Ralf Stadler, Harald Meußgeier  
und Fraktion (AfD) 
Stromerzeugung in der Entwaldungsverordnung verankern –  
Die bayerischen Wälder dürfen nicht beliebig abgeholzt werden! 
Drs. 19/8386, 19/9063 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

34. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Sanne Kurz u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Musikalische Bildung sichern – Personal- und Betriebskosten  
realistisch abbilden 
Drs. 19/8399, 19/9084 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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35. Antrag der Abgeordneten Arif Taşdelen, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Schutzkonzepte konsequent weiterentwickeln – Aktueller Sachstand  
zu Gewalt gegen Beschäftigte im öffentlichen Dienst in Bayern 
Drs. 19/8408, 19/9182 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

36. Antrag der Abgeordneten Volkmar Halbleib, Arif Taşdelen, 
Harry Scheuenstuhl u.a. SPD 
Stärkung der Personalausstattung in der Steuerverwaltung –  
Für einen umfassenden und gerechten Steuervollzug in Bayern! 
Drs. 19/8411, 19/9134 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

37. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Jürgen Mistol u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Staatliche Liegenschaftspolitik neu ausrichten –  
Vorrang für Erbpacht und nachhaltige Nutzung sichern 
Drs. 19/8412, 19/9142 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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38. Antrag der Abgeordneten Arif Taşdelen, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Förderung des Vereinssports in Bayern soll olympiareif werden! –  
Bericht über Möglichkeiten einer verbesserten und effektiveren Förderung 
der Sportvereine 
Drs. 19/8419, 19/9114 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

39. Antrag der Abgeordneten Markus Striedl, Katrin Ebner-Steiner, 
Benjamin Nolte u.a. und Fraktion (AfD) 
Berücksichtigung des bayerischen Tourismus bei der Gestaltung  
des Fahrplans der Deutschen Bahn  
Drs. 19/8436, 19/9028 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wohnen, Bau und Verkehr 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

40. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Sanne Kurz u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Digitale Giganten beteiligen:  
Unterstützung für regionale Medien durch Plattformsoli 
Drs. 19/8439, 19/9139 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 

41. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier und Fraktion (AfD) 
ESG-Bürokratieirrsinn beenden – Bayerische Unternehmen  
von unnötigen Berichtspflichten entlasten 
Drs. 19/8445, 19/9140 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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42. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Martin Stümpfig u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Hängepartie beenden – Agri-PV endlich freigeben  
Drs. 19/8446, 19/9141 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

43. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, 
Anna Rasehorn, Volkmar Halbleib u.a. und Fraktion (SPD) 
Schutz des Tiefengrundwassers in Bergen –  
Einhaltung der rechtlichen Vorgaben durchsetzen 
Drs. 19/8466, 19/9133 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

44. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, 
Christoph Maier, Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Nein zum digitalen Euro – Ja zur Freiheit beim Bezahlen 
Drs. 19/8467, 19/9188 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

45. Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Harald Meußgeier, 
Christin Gmelch und Fraktion (AfD) 
Deindustrialisierung durch CO2-Emissionshandel und Energiewende 
verhindern – Chemische Industrie in Bayern erhalten! 
Drs. 19/8492, 19/9143 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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46. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Tobias Beck u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Jürgen Baumgärtner, Martin Wagle, Konrad Baur u.a. CSU 
Dem Pilotenmangel entgegenwirken –  
für eine Flexibilisierung der starren Altersgrenze! 
Drs. 19/8493, 19/9029 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wohnen, Bau und Verkehr 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A ENTH A 

47. Antrag der Abgeordneten Benjamin Nolte, Ulrich Singer, Ferdinand Mang 
und Fraktion (AfD) 
Künstliche Intelligenz in Bayern: Forschungsbericht über weitere 
Einsatzmöglichkeiten, deren Risiken und wissenschaftliche Erkenntnisse 
Drs. 19/8499, 19/9144 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

48. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Die Migrationswende hinsichtlich Syriens umsetzen –  
Die weitere Aufnahme stoppen und die Rückkehr vorantreiben  
Drs. 19/8520, 19/9125 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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49. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier und Fraktion (AfD) 
Behördengänge für „Offliner“ auch in Zukunft analog ermöglichen!  
Drs. 19/8535, 19/9115 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

50. Antrag der Abgeordneten Alexander Flierl, Kerstin Schreyer, 
Bernhard Seidenath u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Marina Jakob u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Beschleunigung der Neugenehmigungen bestehender 
Wasserkraftanlagen in Bayern 
Drs. 19/8558, 19/9136 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z ohne 

Die SPD-Fraktion hat beantragt, das Votum „Zustimmung“ zugrunde zu 
legen. 

51. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Nikolaus Kraus u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Alexander Flierl, Tanja Schorer-Dremel, Volker Bauer u.a. CSU 
Schutz heimischer Imker – Billigimporte von Honig  
weiterhin wirksam bekämpfen und Qualitätsstandards sichern 
Drs. 19/8559, 19/9138 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode Anlage 1
zur 65. Vollsitzung am 9. Dezember 2025



 

52. Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Situation der Vereinigung der Pflegenden in Bayern (VdPB) – 
Registrierung und strukturelle Probleme 
Drs. 19/8565, 19/9186 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

53. Antrag der Abgeordneten Alfred Grob, Holger Dremel, 
Bernhard Seidenath u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Bernhard Heinisch u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Wissenschaftliche Untersuchung zur Bedarfsfeststellung  
einer Randzeitenausweitung an ausgewählten 
Rettungstransporthubschrauber-Standorten 
Drs. 19/8591, 19/9116 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

54. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath,  
Tanja Schorer-Dremel, Thomas Huber u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Wolfgang Hauber u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
„Partydroge“ Ketamin 
Drs. 19/8592, 19/9187 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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55. Antrag der Abgeordneten Alfred Grob, Holger Dremel, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Christian Lindinger u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Christiane Feichtmeier, Arif Taşdelen, Holger Grießhammer u.a.  
und Fraktion (SPD) 
Nachwuchs für unsere Bayerische Polizei sichern:  
Mindestalter überprüfen 
Drs. 19/8593, 19/9183 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

56. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Patrick Friedl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 
Anna Rasehorn, Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib u.a.  
und Fraktion (SPD) 
Expertenanhörung zur Novelle des Wassergesetzes der Staatsregierung  
Drs. 19/8601, 19/9180 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z Z 

57. Antrag der Abgeordneten Jörg Baumann, Richard Graupner, 
Florian Köhler und Fraktion (AfD) 
Verkehrsbehinderungen und Polizeieinsätze im Zusammenhang  
mit Hochzeitskorsos in Bayern seit 2019 
Drs. 19/8616, 19/9117 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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58. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Bernhard Heinisch u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Holger Dremel, Prof. Dr. Winfried Bausback, Norbert Dünkel u.a. CSU 
Sommermärchen reloaded: Für eine Ausrichtung der Fußball-
Europameisterschaft der Frauen 2029 in Deutschland und Bayern 
Drs. 19/8678, 19/9118 (E) 
 
Über den Antrag wird einzeln abgestimmt. 

59. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Bernhard Heinisch u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Holger Dremel, Prof. Dr. Winfried Bausback, Norbert Dünkel u.a. CSU 
Moderne Technik für mehr Effizienz im Einsatz:  
Bericht über den Einsatznutzen von Löschrobotern 
Drs. 19/8679, 19/9119 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Arif Taşdelen, Christiane 
Feichtmeier, Volkmar Halbleib, Anna Rasehorn, Doris Rauscher, Markus 
Rinderspacher, Ruth Müller, Dr. Simone Strohmayr, Horst Arnold, Martina 
Fehlner, Harry Scheuenstuhl, Nicole Bäumler, Florian von Brunn, Sabine Gross, 
Ruth Waldmann, Katja Weitzel SPD 

Drs. 19/8369, 19/9181 

Starkes Bayern – Attraktiver öffentlicher Dienst! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Alexander Hold 

II. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann
Abg. Arif Taşdelen
Abg. Martina Gießübel
Abg. Jörg Baumann
Abg. Christian Lindinger
Abg. Verena Osgyan



Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 auf:

Antrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Arif Tasdelen, Christiane 

Feichtmeier u. a. (SPD)

Starkes Bayern - Attraktiver öffentlicher Dienst! (Drs. 19/8369)

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. 

Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten 

Fraktion. Der erste Redner ist Herr Kollege Arif Taşdelen für die SPD-Fraktion. Bitte 

schön.

Arif Taşdelen (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 

Der öffentliche Dienst trägt unseren Staat. Mehr als 700.000 Menschen arbeiten in 

Bayern jeden Tag für den Freistaat und die Kommunen. Sie sorgen dafür, dass Schu-

len, Polizei, Justiz und Verwaltung funktionieren. Aber die Staatsregierung setzt genau 

dort den Rotstift an, obwohl es über drei Millionen Überstunden bei der bayerischen 

Polizei gibt. Allein bei mir in Mittelfranken sind es rund 420.000 Überstunden. Das 

zeigt doch, wie ernst die Lage längst ist. Das ist ein Warnsignal für den Staat, der 

immer stärker von der Überlastung seiner Beschäftigten lebt. Wer diese Lage weiter 

verschärft, handelt verantwortungslos.

Darum fordert die SPD-Landtagsfraktion: Kein pauschaler Stellenabbau, keine Ver-

schlechterung bei der Teilzeit und keine Politik über die Köpfe der Beschäftigten im 

öffentlichen Dienst hinweg!

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen eine bedarfsorientierte Personalplanung, die Beibehaltung der bewährten 

Teilzeitregelungen, die Umsetzung einer echten Nachwuchsinitiative, einen wirklichen 

Dialog mit den Gewerkschaften sowie den Verbänden und insgesamt mehr Attraktivität 

statt neuer Verschlechterungen.

Protokollauszug
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Die Staatsregierung sendet hingegen genau die falschen Signale: Statt Fachkräfte zu 

gewinnen, werden Arbeitsbedingungen infrage gestellt. Statt Verlässlichkeit zu schaf-

fen, werden Unsicherheit und Frust produziert. Statt den öffentlichen Dienst zu stär-

ken, behandelt sie ihn als Sparreserve für den Haushalt. Wir brauchen aber moderne 

Arbeitsbedingungen, Verlässlichkeit und eine Personalpolitik, die endlich auf Zukunft 

setzt. Wir wissen doch, was auf dem Spiel steht. Wenn der Staat seine eigenen Leute 

schlechter behandelt, verliert er an Attraktivität. Wenn er Personal abbaut, obwohl 

die Belastung schon heute hoch ist, gefährdet er seine Handlungsfähigkeit. Wer den 

öffentlichen Dienst kaputtspart, spart nicht irgendwo im System, sondern beschädigt 

das Rückgrat unseres Landes. Darum geht es in unserem Antrag. Es geht nicht um 

eine abstrakte Verwaltungsdebatte, sondern um die Zukunft Bayerns. Deshalb bitte ich 

um Zustimmung zu unserem Antrag.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der GRÜNEN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Die nächste Rednerin ist 

Frau Kollegin Martina Gießübel für die Fraktion der CSU. Bitte schön.

Martina Gießübel (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! "Starkes Bayern – Attraktiver öffentlicher Dienst" – Wenn ich den Titel dieses 

Antrags lese, denke ich natürlich auch zuerst: Ja klar. – Das ist kein Streitpunkt 

zwischen uns, das wollen wir nämlich alle. Darin sind wir uns in diesem Hohen Hause 

vollkommen einig.

Gestatten Sie mir zunächst aber ein paar persönliche Bemerkungen; denn das Thema 

ist für mich kein abstraktes: Ich habe selbst dreißig Jahre lang im öffentlichen Dienst 

gearbeitet, bevor ich in den Bayerischen Landtag gewählt wurde, und zwar bei der 

großen Krankenversicherung, der AOK Bayern. Als alleinerziehende Mutter habe ich 

mich bewusst für diese Krankenversicherung als Arbeitgeber entschieden; denn es 

hat für mich Sicherheit bedeutet, auch wenn ich damals erfolgreiche Vertrieblerin war 

und sicherlich in einem anderen privaten Versicherungsunternehmen viel mehr Geld 
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hätte verdienen können. Dieser Sicherheitsaspekt im öffentlichen Dienst ist ein echter, 

handfester Wert

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Absolut!)

und darf in keiner Debatte über die Zukunft des öffentlichen Dienstes vergessen wer-

den.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Michael Hofmann (CSU): 

Sehr gut!)

Aber ich werde später noch darauf zurückkommen. Ich sage das nicht, um in Nostal-

gie zu schwelgen. Ich sage das, weil ich weiß, wovon ich rede, und möchte, dass wir 

diese Debatte auf dem Boden der Realität führen, nicht auf dem Boden politischer 

Wunschlisten. Diese Realität sieht nämlich so aus: Bayern steht vor einer ernsthaften 

haushaltspolitischen Herausforderung. Es bestehen globale wirtschaftliche Turbulen-

zen und steigende Anforderungen an den Staat. Trotzdem legt der Freistaat Bayern 

einen Doppelhaushalt 2026/2027 vor, der ohne neue Schulden auskommt.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Zuruf des Abgeordneten 

Volkmar Halbleib (SPD))

Das ist kein Selbstläufer, sondern das Ergebnis konsequenter, verantwortungsvoller 

Politik über viele Jahre hinweg.

(Volkmar Halbleib (SPD): Auf dem Rücken der Beschäftigten!)

Rund 40 % unseres Haushalts fließen in Personalausgaben.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Darin sind sieben Milliarden Euro Schulden vom Bund 

enthalten!)
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Wer über Konsolidierung redet und diesen Bereich kategorisch ausklammern will, 

redet nicht über verantwortungsvolle Haushaltspolitik. Das ginge letztlich zulasten 

künftiger Generationen.

Schauen wir uns an, was die SPD konkret fordert: die Rücknahme des Stellenab-

baus, die Beibehaltung aller Teilzeitregelungen, eine neue "Nachwuchsinitiative Bay-

ern 2040", mehr Dialog und natürlich keine Verschlechterungen. Das klingt im ersten 

Moment fürsorglich, gut

(Volkmar Halbleib (SPD): Das klingt gerecht!)

und nach einem Antrag, dem man eigentlich zustimmen müsste.

(Volkmar Halbleib (SPD): Ja, das könnt ihr auch einfach machen!)

Aber es fehlt die Antwort auf die entscheidende Frage: Wie soll das alles finanziert 

werden?

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Dazu schreiben Sie in Ihrem Antrag kein einziges Wort. Sie nennen keine Vorschläge 

zur Gegenfinanzierung,

(Volkmar Halbleib (SPD): Sieben Milliarden Euro kommen vom Bund!)

kein Alternativkonzept, sondern erheben nur Forderungen. Die Rechnungen bleiben 

offen. Auch der Vorwurf der mangelnden Einbindung der Gewerkschaften geht absolut 

ins Leere. Bereits im Januar 2024 hat der Ministerrat einen umfassenden Prüfauftrag 

zur Teilzeit erteilt.Es gab mit dem Bayerischen Beamtenbund, mit den Gewerkschaf-

ten und allen relevanten Akteuren einen breiten intensiven Dialogprozess. Wer dabei 

von "einseitiger Entscheidung" spricht, hat entweder nicht zugehört oder will es nicht 

hören.

(Beifall bei der CSU)
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Das gehört aber auch zur Ehrlichkeit dazu: Es gibt auch echte Herausforderungen, 

über die wir reden müssen. Ich werde sie auch benennen. Der Wettbewerb um Fach-

kräfte ist real. Der demografische Wandel macht keine Pause. Wir wissen: Die zeitli-

che Verschiebung der Bezügeanpassung ist für die Beamtinnen und Beamten keine 

angenehme Nachricht. Lassen Sie mich erklären, warum wir diesen Weg bewusst 

gewählt haben. Wir haben das mildere Mittel gewählt. Wir wollen keine strukturellen 

Kürzungen und nicht weniger Weihnachtsgeld. Ich erinnere daran. Sie können ja alle 

mal in sich gehen und an Ihren Freundes- und Bekanntenkreis denken, an die vielen, 

die im Mittelstand oder in Büros arbeiten. Viele bekommen kein Weihnachtsgeld mehr.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Hört, hört!)

Wir wollen nicht dauerhaft niedrige lineare Anpassungen wie andere Bundesländer, 

die das getan haben, wofür Sie sich vor dem Bundesverfassungsgericht rechtfertigen 

müssen.

(Zuruf des Abgeordneten Arif Taşdelen (SPD))

Wir haben eine temporäre Verschiebung der Bezügeanpassung für Beamte beschlos-

sen, die auch nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts verfassungs-

konform ist. Bayern kann sich diese maßvolle Lösung leisten, weil wir in guten Jahren 

vorgearbeitet haben.

Seit dem Jahr 2013 wurden Tarifabschlüsse eins zu eins auf die Beamten übertragen. 

Die Eingangsbesoldung wurde im Jahr 2020 angehoben. Die Orts- und Familienzu-

schläge wurden 2023 zum Vorteil der weit überwiegenden Mehrheit neu ausgerichtet. 

Wir führen für Grund- und Mittelschullehrkräfte nach und nach die Besoldung nach 

A 13 ein. Die zusätzlichen Investitionen im öffentlichen Dienst belaufen sich in den 

letzten 15 Jahren auf über 40 Milliarden Euro. Das sind keine Marketingversprechen, 

sondern harte Fakten.
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Ich will aber auch klar benennen, wo wir genauer hinschauen müssen. Bei den 

Eingangsämtern nach A 4 und A 5 müssen wir vor dem Hintergrund der Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichts genau hinschauen. Mit einem entsprechenden 

Einkommen eine Familie zu ernähren, ist eine reale finanzielle Herausforderung. Das 

möchte ich klar und deutlich sagen. Das ist eine ehrliche Frage, der wir uns in Zukunft 

stellen müssen.

Ich komme zur Teilzeitregelung. Der Landtag hat im Dezember 2025 eine ausgewo-

gene Lösung beschlossen. Der Mindestarbeitszeitanteil für familienpolitische Teilzeit 

wird zum 1. September 2027 moderat von 20 auf 30 % angehoben. Die Altersgrenze 

für zu betreuende Kinder wird von 18 auf 14 Jahre angepasst. Gleichzeitig bleibt die 

Antragsteilzeit mit 50 % Mindestarbeitszeit auch für Eltern mit Kindern zwischen 14 

und 18 Jahren erhalten. Wir haben uns bewusst gegen weitergehende Einschränkun-

gen entschieden, weil Familienfreundlichkeit kein Schlagwort ist, sondern im öffentli-

chen Dienst auch gelebt wird. Ich sage ganz klar: Überall dort, wo Eltern im Vollzug 

dennoch unangemessen behandelt werden, werden wir als CSU-Fraktion genau hin-

schauen und für sachgerechte Lösungen sorgen. Bereits bewilligte Teilzeiten bleiben 

unberührt.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Kernfrage dieses An-

trags ist eine politische Grundsatzfrage:

(Volkmar Halbleib (SPD): Sehr richtig!)

Wie hält man einen starken öffentlichen Dienst aufrecht und attraktiv, wenn die Kassen 

nicht mehr so üppig gefüllt sind? Die Antwort der SPD lautet:

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Schulden machen!)

Alles behalten, nichts verändern. – Die Rechnung kommt aber später. Unsere Ant-

wort von der CSU lautet: Verantwortung übernehmen, maßvoll konsolidieren und den 
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öffentlichen Dienst nachhaltig stark halten, ohne die Lasten auf kommende Generatio-

nen abzuwälzen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER – Zuruf des 

Abgeordneten Volkmar Halbleib (SPD))

Ein Staat, der heute auf Pump lebt, kann morgen kein verlässlicher Arbeitgeber mehr 

sein. Das ist die unbequeme Wahrheit, und sie muss auch ausgesprochen werden.

(Volkmar Halbleib (SPD): 7 Milliarden Euro sind auf Pump nur vom Bund bezahlt!)

In Bayern arbeiten viele fleißige und engagierte Menschen im öffentlichen Dienst: in 

Finanzämtern, in Schulen, in Kindergärten, in kommunalen Krankenhäusern und bei 

der Polizei, um nur einige zu nennen. Das sind Menschen, die jeden Tag dafür sorgen, 

dass unser Gemeinwesen funktioniert, und zwar sicher, verlässlich und leistungsstark. 

Dafür können wir all diesen Menschen an dieser Stelle mal ein großes Dankeschön 

aussprechen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Insbesondere in wirtschaftlich schwierigen Zeiten, in denen viele Menschen um ihren 

Arbeitsplatz fürchten – ich habe es eingangs erwähnt –, wird deutlich, dass der öffent-

liche Dienst für Sicherheit und Stabilität steht. Im Gegensatz zu den Bestrebungen 

vieler anderer politischer Kräfte haben wir uns stets zu den Angestellten, zum Berufs-

beamtentum und auch zu den mit ihm verbundenen Vorteilen bekannt. Daran halten 

wir auch fest. Die SPD hingegen möchte die Beamtinnen und Beamten am liebsten in 

die gesetzliche Rentenkasse drängen und die Pensionen kürzen.

(Michael Hofmann (CSU): Hört, hört!)

Das ist nicht der Weg der CSU. Wir wollen durch Bürokratieabbau und den konse-

quenten Einsatz Künstlicher Intelligenz Ressourcen freischaufeln.

(Zuruf des Abgeordneten Tim Pargent (GRÜNE))
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Deswegen lehnen wir den Antrag ab.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER – Tanja Schorer-

Dremel (CSU): Bravo!)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Der Kollege Arif Taşdelen von der SPD-

Fraktion hat sich zu einer Zwischenbemerkung gemeldet.

Arif Taşdelen (SPD): Frau Kollegin Gießübel, die SPD möchte das Beamtentum kei-

neswegs abschaffen. Wir stehen ausdrücklich zu unseren Beamtinnen und Beamten. 

Das möchte ich einmal hier in aller Deutlichkeit sagen.

Unsere Beamtinnen und Beamten sowie die Beschäftigten im öffentlichen Dienst wol-

len für ihre Leistung kein Dankeschön, sondern – mittlerweile sind wir schon so weit – 

einfach nur ihr Recht.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Was ist das denn für ein Recht?)

Beispielsweise für die Beamtinnen und Beamten: Sie wollen die Besoldung auch zeit- 

und wirkungsgleich ab dem 01.04.2026 haben.

(Martin Wagle (CSU): Wo steht das denn? – Tanja Schorer-Dremel (CSU): Das ist 

kein Automatismus!)

Sie haben gesagt, andere Bundesländer stehen vor dem Bundesverfassungsgericht. 

Das stimmt so nicht. Sie stehen nicht vor dem Bundesverfassungsgericht. Sie haben 

angedeutet, dass Bayern dieses Problem nicht hat.

(Michael Hofmann (CSU): Anders als beispielsweise Berlin, Herr Kollege!)

Wie erklären Sie, dass 65.000 Beamtinnen und Beamte aktuell in Bayern gegen ihre 

Besoldung und ihre Alimentation Widerspruch eingelegt haben?

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Bitte schön, Frau Gießübel.
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Martina Gießübel (CSU): Sie haben gesagt, ich hätte behauptet, die SPD wolle das 

Berufsbeamtentum abschaffen. Das habe ich nicht gesagt. Ich habe nur gesagt, dass 

Sie die Beamten in die gesetzliche Rentenkasse drängen wollen und auch ihre Pensi-

onen kürzen möchten.

(Michael Hofmann (CSU): Und das ist auch dramatisch! – Arif Taşdelen (SPD): 

Das stimmt nicht!)

Wir haben, wie gesagt, einen völlig anderen Ansatz. Wir müssen in allen Bereichen 

ein bisschen zusammenrücken. Wir haben eine staatspolitische und eine wirtschafts-

politische Verantwortung. Deswegen lehnen wir den Antrag nach wie vor ab.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER – Volkmar Halb-

leib (SPD): Auf Kosten der Beschäftigten!)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Der nächste Redner ist der Kollege Jörg 

Baumann für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Jörg Baumann (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, werte Kollegen! Ich sage es gleich 

vorweg: Wir lehnen den Antrag der SPD ab. Sie fordern die Rücknahme der pauscha-

len Stellenabbaupläne. Ich würde das nicht als "pauschal" bezeichnen. Wir haben 

einen aufgeblähten Staat. Es ist vollkommen richtig, dass man ein paar Stellen ab-

baut. Bis zum Jahr 2040 sollen das 10.000 Stellen sein. Das ist fast nur ein Tropfen 

auf den heißen Stein.

(Zuruf des Abgeordneten Arif Taşdelen (SPD))

Sie wollen die Beibehaltung der bewährten Teilzeitregelung und freiwillige Lösungen. 

Dazu muss ich Ihnen sagen: Die fetten Jahre sind vorbei. Die Kassen sind leer. Ab 

jetzt heißt es: Mehr Work und weniger Life-Balance. Es müssen jetzt alle mitmachen. 

Es nutzt einfach nichts.
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Die Nachwuchsinitiativen, die Sie fordern, gibt es schon. Der öffentliche Dienst ist 

für Arbeitnehmer ein Arbeitgeber mit attraktiven Posten. Die Aufnahme eines echten 

Dialogs mit den Gewerkschaften und dem Beamtenbund gibt es doch schon längst. 

Er liegt Ihnen und der Regierung doch ständig in den Ohren. Am Schluss schreiben 

Sie noch, Sie wollen die Erhöhung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes und einen 

Verzicht auf eine Verschlechterung. Hierbei bleiben Sie allerdings sehr vage und füh-

ren dazu nichts genau aus. Ansonsten begründen Sie den Antrag ohne viel Substanz 

mit einem Angriff auf die von der CSU geführte Staatsregierung. Daher lehnen wir den 

Antrag ab.

(Beifall bei der AfD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Der nächste Redner ist der Kollege Christi-

an Lindinger für die FREIEN WÄHLER.

Christian Lindinger (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, werte Kol-

leginnen und Kollegen! Zunächst eines vorweg: Wir FREIEN WÄHLER danken den 

rund 776.000 Beschäftigten im öffentlichen Dienst in Bayern. Die Beschäftigten tragen 

unsere Demokratie, unseren Rechtsstaat und unser gesellschaftliches Zusammenle-

ben. Ohne sie läuft in diesem Land nichts – und das wissen wir.

Meine Damen und Herren von der SPD, Ihr Antrag zeichnet ein Bild, das mit der 

Realität wenig zu tun hat. Sie tun so, als würde die Staatsregierung den öffentlichen 

Dienst schwächen wollen. Das ist aber gerade nicht der Fall.

Zum Stellenabbau: Die Fakten sprechen eine andere Sprache. Sie fordern die 

Rücknahme pauschaler Stellenabbaupläne. Ich erinnere Sie an den Doppelhaus-

halt 2017/2018: 32.600 neue Stellen wurden geschaffen – ein historischer Aufwuchs, 

um genau die Bereiche zu stärken, in denen Mehrarbeit angefallen ist. Das war richtig, 

das war notwendig, und das war verantwortungsvoll.

(Arif Taşdelen (SPD): Drei Millionen Überstunden bei der Polizei!)
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Wir müssen aber auch ehrlich sein: Personalkosten machen 40 % des Staatshaushal-

tes aus. Wenn wir über Haushaltskonsolidierung sprechen – und das müssen wir 

–, dann ist es legitim, auch beim öffentlichen Dienst zu prüfen, wo Effizienzgewinne 

möglich sind – nicht blind, nicht pauschal, sondern differenziert und sachgerecht. Das 

tun wir.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir stehen mitten im demografischen Wandel. Die Zahl der Arbeitskräfte wird sinken. 

Es wäre fahrlässig, so zu tun, als könnten wir immer weiter aufstocken.

Meine Damen und Herren, wenn wir immer mehr Personal in den öffentlichen Dienst 

ziehen, dann wird es in der Wirtschaft fehlen. Das verschärft den Arbeitskräfteman-

gel und treibt die Staatsquote weiter nach oben. Das wollen wir FREIE WÄHLER 

ausdrücklich nicht.

Der schlanke Staat ist gerade in Zeiten der demografischen Wende ein Gebot der 

wirtschaftlichen Vernunft. Deshalb setzen wir auf Digitalisierung, Künstliche Intelligenz 

und moderne Verwaltungsprozesse, um den Staat effizienter zu machen. Das ist kein 

Abbau von Leistungen, das ist Zukunftsgestaltung.

Sie behaupten, bewährte Teilzeitmodelle würden demontiert. – Das ist schlichtweg 

falsch. Wir haben uns darauf verständigt, das Thema offen anzusprechen und freiwil-

lige Lösungen zu suchen. Niemand plant rasante Änderungen. Wir wollen auch hier 

keinen Zwang. Wir müssen aber doch über Probleme reden dürfen. Wir haben zu 

wenig Lehrerstunden. Eine Erhöhung von Teilzeitstunden und eine Reduktion von Teil-

zeitmodellen kann hier ein Baustein sein, damit genügend Lehrerstunden für unseren 

Unterricht zur Verfügung stehen.

Mit der Nachwuchsinitiative Bayern 2040 handeln wir längst. Sie fordern eine um-

fassende Nachwuchsinitiative. Ich darf erinnern, dass das Ministerium bereits auf-

gezeigt hat, was läuft. Wir haben das Karriereportal des Freistaates Bayern, das 
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Sei-daBay.de-Portal, Messeauftritte und Schulbesuche, zielgerichtete Kampagnen für 

einzelne Berufsgruppen, einen IT-Fachkräftegewinnungszuschlag und viele weitere 

Maßnahmen. Wir müssen nicht erst anfangen, eine neue Nachwuchsinitiative aufzu-

setzen. Wir sind schon mittendrin. Es wäre kontraproduktiv, ständig neue Konzepte zu 

entwerfen und funktionierende Programme umzuschmeißen. Lassen wir die bestehen-

den Maßnahmen erst einmal wirken.

Die Attraktivität des öffentlichen Dienstes: Bayern steht gut da. Sie zeichnen ein 

Bild des Niedergangs im Umgang mit dem öffentlichen Dienst. Die Realität sieht 

anders aus. Wir haben faire Bezahlung, verlässliche Zukunftsperspektiven, eine der 

besten Altersabsicherungen Deutschlands, eine hohe Homeoffice-Quote, eine sehr 

gute Work-Life-Balance. Der Freistaat Bayern ist ein attraktiver Arbeitgeber, und er 

bleibt es.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Der demografische Wandel bringt Herausforderungen für alle, nicht nur für den Staat. 

Sie schreiben selbst, der öffentliche Dienst stehe vor einer historischen demografi-

schen Herausforderung. Das stimmt, aber die Herausforderung betrifft die gesamte 

Gesellschaft. Wenn wir den öffentlichen Dienst immer weiter vergrößern, verschärfen 

wir den Fachkräftemangel in der Privatwirtschaft. Jeder Erwerbsfähige, der für den 

Staat arbeitet, fehlt uns in der Wirtschaft. Wir FREIE WÄHLER wollen eine starke 

Wirtschaft. Dafür brauchen wir einen Staat, der effizient arbeitet, nicht einen Staat, der 

sich immer weiter aufbläht.

Digitalisierung und Bürokratieabbau sind der Schlüssel zur Zukunft. Nur wenn es ge-

lingt, durch Digitalisierung und Bürokratieabbau für die Beschäftigten mehr Zeit für die 

Kernaufgaben zu schaffen, können wir den demografischen Druck abfedern. Hierauf 

muss unser Augenmerk liegen.

Ja, wir müssen den öffentlichen Dienst attraktiv halten. Ja, wir brauchen gute Arbeits-

bedingungen, Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Quereinstiegsmöglichkeiten und 
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ein positives Image. Aber, meine Damen und Herren, der Zug ist längst im Gleis. 

Wir arbeiten weiter daran – strukturiert, verantwortungsvoll und ohne ideologische 

Übertreibungen.

Ihre Vision ist ein immer größer werdender Verwaltungsapparat, der um sich selbst 

kreist. Unsere Vision ist ein moderner, effizienter Staat, der eine starke Wirtschaft 

ermöglicht. Aus diesen Gründen lehnen wir, wie auch schon der Ausschuss für Fragen 

des öffentlichen Dienstes im Oktober –

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Herr Kollege, Ihre Redezeit.

Christian Lindinger (FREIE WÄHLER): – und der Haushaltsausschuss am 11. No-

vember 2025, Ihren Antrag ab. – Vielen Dank.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Nächste Rednerin ist die 

Kollegin Verena Osgyan für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Verena Osgyan (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrter Herr Minister-

präsident, Kolleginnen und Kollegen! Es ist gut, dass wir heute nach der Debatte in 

der letzten Plenarsitzung noch einmal die Gelegenheit haben, über die Bedeutung 

eines attraktiven öffentlichen Dienstes zu reden.

Um das Vertrauen in uns als Politik und in den Staat aufrechtzuerhalten, brauchen 

wir einen starken öffentlichen Dienst. Wir müssen handlungsfähig bleiben. In vielen 

Bereichen müssen wir überhaupt erst wieder handlungsfähig werden. Dazu gehört vor 

allem ein starker, funktionierender öffentlicher Dienst.

Ich möchte auch noch einmal etwas sagen, worüber wir uns, glaube ich, alle einig 

sind: Unsere Beamtinnen, unsere Beamten, unsere Tarifbeschäftigten sind ein Schatz 

– und einen Schatz sollten wir doch pflegen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)
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Sie tragen den Staat, sie halten Bayern am Laufen, sie sichern Bildung, Infrastruktu-

ren, Verwaltung. Ohne sie geht es einfach nicht.

Und wie geht die Staatsregierung mit diesem Schatz um? – Ein Stück weit schizo-

phren; man kann es nicht anders sagen. Einerseits wird heute gelobt, dass wir 

gegenüber anderen Bundesländern bessere Regelungen haben. Wir haben uns im 

Ausschuss schon oft darüber unterhalten, und ich muss sagen: Ja, da ist was dran. 

Andererseits wird jetzt aber von Kürzungen, pauschalen Stellenkürzungen geredet. 

Ein entsprechender Plan dazu ist mir nicht bekannt. Man kritisiert die Kosten, verzö-

gert die Übernahme eines Tarifergebnisses um sechs Monate und stellt die familienbe-

zogene Teilzeit in Frage.

Das ist widersprüchlich, das ist demotivierend, und das sendet ein falsches Signal. 

Wir möchten junge Menschen doch nicht abschrecken, in den öffentlichen Dienst zu 

gehen. Es ist essenzieller denn je, Nachwuchskräfte für den öffentlichen Dienst zu 

gewinnen. Der demografische Wandel ist doch längst im Gange. Wir haben sinkende 

Bewerberinnen- und Bewerberzahlen. Es wirkt so, als hätte die Staatsregierung kein 

Konzept, wie man damit umgeht, damit wir attraktiv bleiben.

Erst letzte Woche hat mich ein weiterer Brandbrief – dieses Mal vom Bayerischen 

Realschullehrerverband – erreicht. Auch darin kommt zum Ausdruck, welche Gefahr 

die Verzögerung der Tarifanpassung aus Sicht der Verbände bedeutet. Die Verbände 

und Gewerkschaften sind zu Recht alarmiert; denn es fehlt doch jetzt schon überall 

Personal bei der Polizei, an den Hochschulen, in den Kitas, im Gesundheitswesen, in 

den Gerichten und Finanzämtern.

Wir hören von den Überstundenbergen. Überall stapeln sich die Aufgaben. Wer in 

dieser Lage den Rotstift ansetzt, gefährdet die Handlungsfähigkeit des Staates.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD – Tanja Schorer-Dremel (CSU): Das ist 

doch kein Rotstift! Was soll das?)
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– Was ist es denn anderes, wenn man einen Tarif nicht anpasst? Die anderen Länder 

können es auch.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Wir kürzen nicht!)

Ich möchte auch noch einmal über Digitalisierung sprechen. Digitalisierung und KI 

können uns helfen, aber nicht, indem sie Menschen ersetzen. Zu Anfang werden wir 

Menschen brauchen, um den erforderlichen Change-Management-Prozess überhaupt 

erst einmal aufzusetzen. Die Einführung digitaler Prozesse erfordert zunächst mehr 

Personal, nicht weniger. Wir müssen kluge Prozesse aufsetzen, um die Arbeitsbelas-

tung abzufedern und echten Mehrwert für die Bürgerinnen und Bürger zu bieten.

Ich möchte noch einmal darüber sprechen, was für Bürgerinnen und Bürger und 

Unternehmen denn Mehrwert ist. Was bedeutet Bürokratieabbau für diese? – Es be-

deutet, dass der Bauantrag schneller genehmigt wird; dass sie kompetente Ansprech-

partnerinnen und Ansprechpartner haben, die sie auch am Telefon erreichen, sodass 

sie nicht in der Warteschleife hängen; dass sie nicht Monate auf Termine warten 

müssen und dass sie einfach zu bedienende digitale Angebote vorfinden, für die 

man nicht seitenlange Bedienungshinweise lesen muss und dann im Zweifel doch 

nicht weiterkommt, weil der Prozess abbricht.Sie wollen bestimmt nicht, dass sie noch 

weniger Service erhalten, weil man an den Menschen spart, die es umsetzen sollen. 

Kolleginnen und Kollegen, Bürokratieabbau muss heißen, unnötige Hürden abzubau-

en. Er ist kein Selbstzweck, und er darf vor allem auch nicht auf dem Rücken der 

Beschäftigten ausgetragen werden, die man durch solche rabiaten Ankündigungen 

nur demotiviert. Ich habe großes Verständnis dafür, dass wir uns angesichts enger 

werdender finanzieller Spielräume Gedanken um den Haushalt machen müssen; aber 

zuallererst auf die Idee zu kommen, bei den Beschäftigten zu sparen – das kann es 

einfach nicht sein.

Ich möchte auch noch über die familienpolitische Teilzeit sprechen. Wir müssen ehrlich 

sein: Warum fehlen denn Kinderbetreuungsplätze? Warum fehlen Pflegekapazitäten? 
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Solange diese Fragen unbeantwortet bleiben, ist jede Debatte über die Einschränkung 

von Teilzeit schlicht heuchlerisch. Als familienfreundlicher Arbeitgeber darf der Staat 

nicht diejenigen bestrafen, die Kinder erziehen oder Angehörige pflegen, meist im 

Übrigen Frauen, die zu Hause einen zweiten Job leisten. Hier braucht es Entlastung, 

nicht Druck. Deswegen stimmen wir dem Antrag der SPD zu. Er geht in die richtige 

Richtung.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 

vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der federführen-

de Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes empfiehlt die Ablehnung des An-

trags.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag von Abgeordneten der SPD-Frak-

tion zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN und die SPD. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – CSU, 

FREIE WÄHLER und AfD. Stimmenthaltungen? – Keine. Der Antrag ist abgelehnt.
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